
I mmer mehr Menschen fragen sich, ob
sie nicht im falschen Film sind: Welt-
weit predigenNeoliberale in unerträg-

licher Einseitigkeit die Heilslehre von
den „Selbstheilungskräften des Mark-
tes“. Diese sorgten mittels Wettbewerb
in der Wirtschaft am besten für E�zienz
und „Wohlstand für alle“. Und jetzt, mit-
ten im größten Finanzmarktkrach aller
Zeiten, rufen Neoliberale auf einmal
nach dem Staat. Da sollen Regulierun-
gen an den Finanzmärkten etabliert wer-
den, wo es seit drei Jahrzehnten nur um

Deregulierungen ging. Auch zusätzliche
Staatsverschuldung ist kein Problem
mehr, und selbst die Verstaatlichungen
von Banken werden nicht nur gefordert,
sondern längst vollstreckt.

In der Tat muss der Staat jetzt – es gibt
keine Alternative – das Heft in die Hand
nehmen und schnellstens das wichtige
Vertrauen in die Finanzmärkte wieder-
herstellen. Wie gut, dass wir in Deutsch-
land zumindest unsere Sparkassen und
Volksbanken haben. Aber da war doch
was: Sollten die nicht auch vor kurzem,
wie von marktradikalen Kräften in der
EU-Kommission gefordert, ihrenwichti-
gen Status verlieren und dem Finanz-
markt-Wildwest geopfert werden?

Wer hat aber eigentlich Schuld an die-
ser ganzen hochgefährlichen Situation?
In erster Linie die seit vielen Jahrenwelt-
weit praktizierte und herrschende neoli-

berale Politik. Sie ist ihrer gesamtwirt-
schaftlichen Verantwortung nicht im Ge-
ringsten gerecht geworden – im Gegen-
teil. Die Politik hat die Pro�tfunktion
über alles andere gestellt. Dies hatte Sys-
tem: Schließlich fanden alle neoliberalen
Geister es richtig, weltweit dieMärkte zu
liberalisieren – und hier insbesondere die
Finanzmärkte.

Den Finanz-GAU haben somit nicht
einzelne gewissenlose undgierige Finanz-
manager zu verantworten. Die Banker
haben sich nur dem von der Politik ge-
scha�enen System angepasst. Insofern
greift eine „Personi�zierung“ der Fi-
nanzkrise auch viel zu kurz. Sie ist gera-
dezu gefährlich, lenkt sie doch von den
wahren Ursachen ab.

Wer die Finanzkrise verstehen und the-
rapieren will, muss deshalb tiefer boh-
ren. Wahrer Auslöser der Krise ist der
weltweit propagierteMarkt- undWettbe-
werbswahn und die daraus entstandenen
gigantischen Umverteilungen zu den oh-
nehin schon Reichen und Vermögenden.
Marktradikalismus hat immer stärker zu
einem destruktiven Preis- und Kosten-
wettbewerb in den einzelnen Volkswirt-
schaften geführt, nach demMotto: „Geiz

ist geil“. Dies bringt in einer Binnenwirt-
schaft aber letztlich nur Nachteile für al-
le, denn die Kosten des einen sind ja die
Einnahmen und Gewinne des anderen.
Alle Transaktionen in einer geschlosse-
nen Volkswirtschaft ergeben in Summe
immer null. Selbst das Wissen um diese

ökonomische Binsenweisheit scheint ver-
lorengegangen zu sein, weil nur nochwe-
nige kreislaufmäßig denken und die ande-
ren o�ensichtlich „betriebswirtschaft-
lich kontaminiert“ sind.

Lediglich international kann durch
Preis- und Kostendumping ein Wettbe-
werbsvorteil erzielt werden – dies aber
auch nur temporär: Permanente Export-
überschüsse von anderen Ländern kön-
nen in einer Weltwirtschaft nicht akzep-
tiert und vor allen Dingen nicht �nan-
ziert werden.

Destruktiver Preis- und Kostenwettbe-
werb behindert außerdem einen kon-
struktiven Innovationswettbewerb, um
wirkliche gesellschaftliche Wohlfahrt
hervorzubringen. Und es gibt noch ein
weiteres negatives, neoliberal gewolltes
Ergebnis: Immer mehr Geld wird in
FormvonGewinnen undDividenden aus-
geschüttet statt in Form von Löhnen.
Das ist weltweit zu beobachten: Auf-
grund dieser Umverteilung ist allein in
Deutschland seit Mitte der siebziger Jah-
re die Gewinnquote um elf Prozentpunk-
te gestiegen – dies hat aber nicht zu mehr
Realinvestitionen und damit zumehr Be-
schäftigung geführt, nein: Die Arbeitslo-

sigkeit hat zugenommen. Und selbst in-
nerhalb der Kapitalfraktion fandUmver-
teilung statt, zu Ungunsten der kleinen
und mittleren Unternehmen. Sie bekom-
men unter dem Preis- und Kostendruck
die brutale Nachfragemacht der Großun-
ternehmen und Konzerne zu spüren.
Schließlich sollen bei den Großen für die
Shareholder Eigenkapitalrenditen von
25 Prozent undmehr erzielt werden. Dies
gibt aber die arbeitende Realwirtschaft
für alle Unternehmen nicht her. Also
muss auch hier umverteilt werden, und
zwar über Missbrauch von Marktmacht.

Wenn dann noch zusätzlich die Staa-
ten in ein kollektives Steuerdumping ver-
fallen und sich gegenseitigmit den Unter-
nehmensteuern unterbieten, dann
kommt es zu weiteren Umverteilungen
mit zusätzlichen negativen Auswirkun-
gen auf die Gesamtwirtschaft. Die Steu-
ern, die den Reichen und Vermögenden
erlassen werden, geben diese dann gerne
dem Staat als Kredite zurück und erhal-
ten dafür Zinsen – also noch eine Umver-
teilung von unten nach oben. Weniger
Steuern, noch mehr Zinsen bedeutet
dann für den Staat noch mehr Verschul-
dung. So sammelt sich schließlich bei we-

nigen Wirtschaftsakteuren immer mehr
überschüssiges Kapital an.

Dieses nehmen dann die Finanzmärk-
te auf, weil in der Realwirtschaft keine
hinreichenden Anlagemöglichkeiten
mehr zu �nden sind, wegen letztlich feh-
lender kaufkräftiger Nachfrage. So er-
klärt sich dann auch der letzte Akt: die
Privatisierung des Staatssektors. Hier
bieten sich noch Anlagemöglichkeiten
durch die Umwandlung ö�entlicher in
private Unternehmen und durch die Teil-
privatisierung von kollektiven Gütern
wie Rente, Gesundheit und Bildung.

Was ist jetzt zu tun? Um zu vermeiden,
dass die Krise des spekulativen Finanz-
markts noch stärker auf die Realwirt-
schaft durchschlägt, muss sofort ein in
der gesamten Europäischen Union abge-
stimmtes Konjunkturprogramm aufge-
legt werden. Die Europäische Zentral-
bank sollte diesmit abgesenkten Leitzin-
sen begleiten.

Um eine nochmalige Spekulationsbla-
se in Zukunft zu verhindern, sind die in-
ternationalen Finanzmärkte endlich
durch staatliche Regulierungen an die
Kette zu legen. Spekulationsgeschäfte
müssen erschwert werden. Was aber das
Allerwichtigste ist: Es muss endlich
Schluss gemacht werden mit der kontra-
produktiven neoliberalen Umverteilung
von unten nach oben. Geschieht dies
nicht, so ist heute schon der Nährboden
für die nächste Finanzmarktkrise berei-
tet – eine wahrscheinlich noch größere,
die womöglich nicht mehr beherrschbar
sein wird.

Die Finanzkrise ist das Ergebnis falscher Politik
Nicht gierige Manager haben das Desaster zu verantworten, sondern ein System gigantischer Umverteilungen zu

den ohnehin Reichen. Deswegen muss eine Lösung auch besonders tief greifen / Von Heinz-Josef Bontrup
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